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6. Verordnung: Neuerliche Änderung der Vorschrift über die Prüfung für den Dienstzweig
„Technischer Fachdienst".

7 . Verordnung: 3. Novelle zur Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958.
8 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Anerkennung eines Personalausweises als

Paßersatz.
9 . Verordnung: Ausdehnung der Krankenversicherung nach dem Bundesangestellten-Kranken-

versicherungsgesetz 1937 auf die öffentlich-rechtlichen Bediensteten einer Ge-
meinde des Bundeslandes Steiermark.

1 0 . Verordnung: Gewerberechtliche Begünstigungen für Absolventen der dreijährigen Fachschulen für
Damenkleidermachen der Stadtgemeinden Krems an der Donau und Horn und
der Schwestern vom Hl. Kreuz in Bruck an der Mur.

1 1 . Verordnung: Aufhebung der Verordnung, betreffend die unmittelbare Auszahlung von Kinder-
beihilfen.

1 2 . Verordnung: 14. Novelle der Dienstzweigeverordnung.

6. Verordnung des Bundeskanzleramtes
vom 23. September 1963, betreffend eine
neuerliche Änderung der Vorschrift über die
Prüfung für den Dienstzweig „Technischer

Fachdienst".

Auf Grund des § 6 Abs. 3 lit. b des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 93/1959,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Inneres, dem Bundesministerium für
Unterricht, dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung, dem Bundesministerium für Finan-
zen, dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft, dem Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau, dem Bundesministe-
rium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und
dem Bundesministerium für Landesverteidigung
verordnet:

Die Anlage zur Verordnung des Bundeskanz-
leramtes vom 23. November 1955, BGBl.
Nr. 234, betreffend eine Vorschrift über die
Prüfung für den Dienstzweig „Technischer Fach-
dienst", in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 245/1956, BGBl. Nr. 94/1958, BGBl. Nr. 274/
1958, BGBl. Nr. 32/1960, BGBl. Nr. 32/1961,
BGBl. Nr. 238/1961, BGBl. Nr. 76/1962, BGBl.
Nr. 96/1962 und BGBl. Nr. 291/1962, wird ge-
ändert wie folgt:

„a) Das Fachgebiet unter Z. 14 hat zu lauten:
,14. Zeichnerische Darstellungen aus dem
Verwendungsgebiet des Prüfungswerbers,
Photo- und Reproduktionswesen.'

b) Die Fachgebiete unter Z. 25 und Z. 36
haben zu entfallen."

Gorbach

7. Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 16. Dezember 1963, mit
der die Fachinspektoren-Zulagenverordnung
1958 neuerlich abgeändert wird (3. Novelle

zur Fachinspektoren-Zulagenverordnung
1958).

Auf Grund des § 71 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen verordnet:

Die Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1958,
BGBl. Nr. 99, in der Fassung des BGBl. Nr. 277/
1961 und des BGBl. Nr. 217/1963, wird ab-
geändert wie folgt:

§ 4 Abs. 1 hat mit Wirkung vom 1. Jänner
1964 an zu lauten:

„Die Dienstzulage beträgt in der Verwen-
dungsgruppe L 1 mindestens 534 Schilling und
in den Verwendungsgruppen L 2 mindestens
416 Schilling."

Drimmel
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8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 31. Dezember 1963, mit der
die Verordnung vom 7. Jänner 1957 über die
Anerkennung eines Personalausweises als

Paßersatz abgeändert wird.

Auf Grund des § 1 des Paßgesetzes 1951, BGBl.
Nr. 57, in der Fassung der Paßgesetznovelle 1954,
BGBl. Nr. 61, wird verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Inneres vom 7. Jänner 1957 über die Anerken-
nung eines Personalausweises als Paßersatz, BGBl.
Nr. 18, wird abgeändert wie folgt:

Der zweite Satz des § 9 hat zu lauten:

„Die Gültigkeitsdauer kann jeweils um weitere
fünf Jahre verlängert werden, sofern das im Per-
sonalausweis angebrachte Lichtbild den Inhaber
noch einwandfrei erkennen läßt und der Zustand
des Personalausweises dies erlaubt."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1964 in
Kraft.

Olah

9 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 15. Jänner 1964 über
die Ausdehnung der Krankenversicherung
nach dem Bundesangestellten-Krankenver-
sicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, auf die
öffentlich-rechtlichen Bediensteten einer Ge-

meinde des Bundeslandes Steiermark.

Auf Grund des § 1 a des Bundesangestellten-
Krankenversicherungsgesetzes 1937, BGBl. Nr. 94,
in der Fassung des § 487 Abs. 1 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
wird verordnet:

Mit Wirksamkeit vom 1. Feber 1964 werden die
öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Markt-
gemeinde W i e s , Politischer Bezirk Deutsch-
landsberg, auf die das Gemeindebediensteten-
gesetz 1957, LGBl. für das Land Steiermark
Nr. 34, Anwendung findet, in die Krankenver-
sicherung der Bundesangestellten bei der Kran-
kenversicherungsanstalt der Bundesangestellten
einbezogen.

Proksch

10 . Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau vom 15. Jänner
1964 über gewerberechtliche Begünstigungen
für Absolventen der dreijährigen Fachschulen
für Damenkleidermachen der Stadtgemeinden
Krems an der Donau und Horn und der
Schwestern vom Hl. Kreuz in Bruck an der

Mur.

Auf Grund des § 14 a der Gewerbeordnung
wird verordnet:

§ 1. (1) Das Zeugnis über den mit Erfolg zu-
rückgelegten Besuch

a) der mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestat-
teten dreijährigen städtischen Fachschule für
Damenkleidermachen in Krems an der
Donau,

b) der mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestat-
teten dreijährigen städtischen Fachschule
für Damenkleidermachen in Horn,

c) der mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestat-
teten dreijährigen Fachschule für Damen-
kleidermachen der Schwestern vom Hl.
Kreuz in Bruck an der Mur

ersetzt den gemäß § 14 Abs. 2 Z. 1 der Gewerbe-
ordnung erforderlichen Nachweis der ordnungs-
mäßigen Beendigung des Lehrverhältnisses im
Gewerbe der Damenkleidermacher (§ 1 b Abs. 2
Z. 44 der Gewerbeordnung).

(2) Für Personen, die ein im Abs. 1 genanntes
Zeugnis besitzen, vermindert sich die Dauer der
gemäß § 14 Abs. 2 Z. 2 der Gewerbeordnung
erforderlichen Verwendung als Gehilfe auf ein
Jahr.

§ 2. Den im § 1 Abs. 1 angeführten Zeugnissen
ist folgende Klausel beizufügen:

„Dieses Zeugnis ersetzt auf Grund der Verord-
nung vom 15. Jänner 1964, BGBl. Nr. 10, den
Nachweis der ordnungsmäßigen Beendigung des
Lehrverhältnisses (Gesellenbrief) im Gewerbe der
Damenkleidermacher und berechtigt auf Grund
des § 1 Abs. 2 dieser Verordnung bei Erfüllung
der allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen und
bei gleichzeitigem Nachweis einer einjährigen
Verwendung als Gehilfe oder als Fabriksarbeiter
zur Zulassung zur Meisterprüfung für dieses Ge-
werbe."

Bock

1 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 17. Jänner 1964, mit der
die Verordnung, betreffend die unmittelbare
Auszahlung von Kinderbeihilfen, aufgehoben

wird.

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Kinderbeihilfen-
gesetzes, BGBl. Nr. 31/1950, wird verordnet:
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Die Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 14. April 1950, BGBl. Nr. 98, be-
treffend die unmittelbare Auszahlung von Kin-
derbeihilfen, wird aufgehoben.

Korinek

12 . Verordnung der Bundesregierung vom
21. Jänner 1964, mit der die Dienstzweige-
verordnung neuerlich geändert wird (14. No-

velle der Dienstzweigeverordnung).

Auf Grund des § 9 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, wird verordnet:

In der Anlage 1 zur Dienstzweigeverordnung,
BGBl. Nr. 164/1948, werden folgende Ände-
rungen vorgenommen:

1. Bei Dienstzweig Nr. 9 haben die Rubriken
„Dienstklasse" und „Amtstitel" zu lauten:

2. Bei Dienstzweig Nr. 9 treten an die Stelle
der drei ersten Absätze der Anmerkung folgende
Absätze:

„Die in Klammern angeführten Amtstitel sind
auf die Dauer der Verwendung bei Botschaften
beziehungsweise bei Konsularämtern zu führen.

Auf Antrag des Bundesministers für Auswär-
tige Angelegenheiten kann Beamten der Dienst-
klasse VI für die Dauer einer besonderen Ver-
wendung die Führung des Amtstitels ,Legations-
rat 3. Klasse' (im Falle einer Verwendung bei
einer Botschaft des Amtstitels ,Botschaftsrat
3. Klasse', im Falle einer Verwendung bei
Konsularämtern des Amtstitels ,Generalkonsul
3. Klasse') gestattet werden."

3. Bei Dienstzweig Nr. 73 haben die Rubriken
„Dienstklasse" und „Amtstitel" von der Dienst-
klasse IV aufwärts zu lauten:

4. Bei Dienstzweig Nr. 73 sind folgende An-
merkungen einzufügen:

Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky
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